
prozeß zu spüren sein; alle starren juristischen Formen 
zu vermeiden. Die Werktätigen selbst sollen die Gesetze studie­
ren und anwenden und deshalb sollten Justitiare wirklich nur 
in Einzelfällen zur Auskunft herangezogen werden.

Der von den Verfassern auf S. 36 vertretenen Auffassung, 
daß Schiedsklauseln, die in Kollektivverträgen enthalten sind, 
weiterhin für Entscheidungen in Lohnstroitigkeiten die Zu­
ständigkeit der Lohnkommission bedingen, kann nicht zuge­
stimmt werden. Auch für diese Fälle begründet m. E. § 5 
Ziff. 3 der VO die Zuständigkeit der Konfliktkommission. § 6 
Ziff. 9 kann die Zuständigkeit der Konfliktkommission nur 
ausschließen, wenn die Entscheidung über bestimmte Streit­
fälle durch Gesetz oder Verordnung anderen Organen über­
tragen ist. Hierunter fallen nicht in Kollektivverträgen ver­
einbarte Schiedsklauseln.

Unverständlich ist, weshalb auf S. 56/57 der Betriebsleitung 
im Falle unklarer Rechtsverhältnisse bei Kündigungsstreitig­
keiten eine Feststellungsklage angeraten wird. Ist die Betriebs­
leitung von der Rechtmäßigkeit der Kündigung überzeugt, 
dann kann sie die Klage des Gekündigten abwarten; ist dies 
nicht der Fall, sollte sie nochmals die Kündigung aussprechen 
oder den Kollegen weiterbeschäftigen.

Inhaltlich unzutreffend sind die Ausführungen auf S. 66, 
wonach ein Arbeiter, der glaubt, einen „Beistand“ haben zu 
müssen, dessen Ladung als Zeuge beantragen soll. Einen „Bei­
stand“ im Sinne eines Prozeßbevollmächtigten gibt es nach 
den Bestimmungen der KonfliktkommissionsVO nicht. Der 
Beistand kann aber in der Regel auch nicht als „Zeuge“ in 
das Verfahren einbezogen werden, denn ein Zeuge hat die 
Aufgabe, über tatsächliche Wahrnehmungen auszusagen. Ist 
also der „Beistand“ nicht zugleich Zeuge, der die Richtigkeit 
der vom Antragsteller behaupteten Tatsachen beweisen kann, 
dann kann er auch nicht als solcher geladen werden. In den 
Erläuterungen hätte deshalb deutlich gesagt werden müssen, 
daß der Antragsteller seine Sache . persönlich vortragen muß. 
Die Fragen der „Vertretung“ sollten überhaupt im Abschnitt 
„Die Verhandlung und Entscheidung der Konfliktkommission“ 
behandelt werden.

Die Ausführungen auf S. 70 über Zuständigkeitsbestimmun­
gen der Zivilprozeßordnung verwirren nur und sollten bei 
einer Neuauflage weggelassen werden. Es dürfte klar sein, 
daß Rechtsmittel gegen Entscheidungen einer Konfliktkom­
mission grundsätzlich bei demjenigen Arbeitsgericht einzu­
legen sind, in dessen Kreis der Betrieb liegt.

Trotz der hier genannten Mängel, die beseitigt werden soll­
ten, können die „Erläuterungen zur Konfliktkommissionsver­
ordnung“ den Mitgliedern der Konfliktkommissionen und 
arbeitsrechtlich interessierten Arbeitern und Angestellten, 
aber auch allen Juristen empfohlen werden.

Dr. Kurt G ö r n e r
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